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Aurich, 26.09.2024

Öffentliche Bekanntmachung
in der Flurbereinigung Ihrhove, Landkreis Leer

für das Teilgebiet Großwolde/lhrhove/Steenfelde
Vorläufige Besitzeinweisung

1. In dem mit Beschluss vom 10. 11. 2006 angeordneten sowie durch Anordnungen vom
06.08.2009, 14. 01.2013 und 11.09.2024 geänderten Flurbereinigungsverfahren lhrhove(s. Hin-
weis Nr. 3) werden die Beteiligten des Teilgebietes Großwolde/lhrhve/Steenfelde gem. §§ 65
und 66 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16. 03. 1976 (BGBI. l S. 546),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. 12.2008 (BGBI. l S. 2794), hiermit zum 01.01.2025 vor-
läufig in den Besitz der neuen Grundstücke eingewiesen. Das Teilgebiet ist in der beigefügten
Gebietskarte dargestellt.

2. Die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand, d. h. der Übergang des Besitzes, der Ver-
waltung und der Nutzung der neuen Grundstücke, wird im Einzelnen durch die Uberleitungs-
bestimmungen vom heutigen Tage geregelt. Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft der
Flurbereinigung Ihrhove wurde gemäß § 65 Abs. 2 FlurbG i. V. m. § 62 Abs. 2 FlurbG zu den
Uberleitungsbestimmungen gehört.

3. Die Uberleitungsbestimmungen liegen während der Bekanntmachung dieser Anordnung der
vorläufigen Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG zur Einsichtnahme für die Beteiligten während
der Dienststunden bei der Gemeinde Westoverledingen aus.

Die Einsichtnahme in die Uberleitungsbestimmungen wird jedem Beteiligten dringend empfoh-
len.

4. Mit dem in den Uberleitungsbestimmungen aufgeführten Zeitpunkt gehen der Besitz, die Ver-
waltung und die Nutzung der neuen Grundstücke auf die neuen Empfänger über (§ 66 FlurbG);
es dürfen also nur noch die zugewiesenen neuen Grundstücke bewirtschaftet werden.

5. Die Ergebnisse der neuen Feldeinteilung werden den Teilnehmern (Eigentümer und Erbbaube-
rechtigte), denen neue Flächen zugeteilt werden, in gesonderten Terminen erläutert. Die La-
düng dazu erfolgt durch persönliches Anschreiben.

Allen Teilnehmern, die nicht von Änderungen betroffen sind, sowie den Nebenbeteiligten (wie
Pächtern und anderen Inhabern von Rechten an Grundstücken) wird die neue Feldeinteilung in
einem Termin am Mittwoch, den 16. 10.2024 von 10:00 Uhr bis 11:00 Uhr im Rathaus der
Gemeinde Westoverledingen, Bahnhofstraße 18, 26810 Westoverledingen, Besprechungs-
räum 2 bekannt gegeben.

6. Die rechtlichen Wirkungen der vorläufigen Besitzeinweisung enden mit der Ausführung des Flur-
bereinigungsplanes. Bis zum Eintritt des neuen Rechtszustandes gemäß §§ 62 und 63 FlurbG
kann auch nur über die bisherigen Grundstücke grundbuchmäßig verfügt werden. Hiervon sollte
aber nach Möglichkeit abgesehen werden. Falls jedoch aus zwingenden Gründen grundbuch-
mäßige Verfügungen getroffen werden müssen, werden die Teilnehmer gebeten, zuvor bei dem
ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich als zuständiger Flurbereinigungsbehörde Auskunft ein-
zuholen.



7. Soweit einvernehmliche Lösungen zwischen den Vertragsparteien über Leistungen des Nieß-
brauchs (§ 69 FlurbG), Pachtausgleich (§ 70 Abs. 1 FlurbG) und die Auflösung von Pachtver-
hältnissen (§ 70 Abs. 2 FlurbG) nicht getroffen werden können, entscheidet gemäß § 71 FlurbG
i. V. m § 66 Abs. 2 FlurbGdie Flurbereinigungsbehörde. Die Entscheidung ergeht nur auf Antrag.

Im Falle des § 70 Abs. 2 FlurbG (Auflösung des Pachtverhältnisses wegen wesentlicher Er-
schwerung) ist nur der Pächter antragsberechtigt.

Die Anträge sind spätestens drei Monate nach Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung bei
dem ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich als zuständiger Flurbereinigungsbehörde zu stel-
len. Der Lauf der Frist beginnt am ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Anord-
nung der vorläufigen Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG.

8. Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 3 der Verwattungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. 03. 1991
(BGBI. l S. 686), in der zurzeit gültigen Fassung, wird hiermit die sofortige Vollziehung der
vorläufigen Besitzeinweisung angeordnet.

Begründung

Nach § 65 Abs. 1 FlurbG können die Beteiligten in den Besitz der neuen Grundstücke vorläufig ein-
gewiesen werden, wenn deren Grenzen in die Ortlichkeit übertragen worden sind und endgültige
Nachweise für Flächen und Wert der neuen Grundstücke vorliegen sowie das Verhältnis der Abfin-
düng zu dem von jedem Beteiligten Eingebrachten feststeht.

Durch die vorläufige Besitzeinweisung sollen die Beteiligten möglichst früh in den Besitz der neuen
Grundstücke gelangen, um die mit der Flurbereinigung regelmäßig verbundenen Vorteile so früh wie
möglich nutzen zu können. Es wird darüber hinaus vermieden, dass die Verfahrensflächen in Folge
der bestehenden Unsicherheit über die Neuregelung in ihrem Kulturzustand vernachlässigt werden
und den Planempfängern dadurch zusätzliche Pflegearbeiten entstehen. Die Beteiligten sind auf die
vorläufige Besitzeinweisung vorbereitet worden. Sie konnten sich zeitlich auf die durch diesen Ver-
fahrensschritt bedingten betriebswirtschaftlichen Umstellungen einstellen. Außerdem ist die Besitz-
einweisung und die Bewirtschaftung der neuen Grundstücke in der Feldeinteilung Voraussetzung
für den restlichen Ausbau des Wege- und Gewässernetzes und der sonstigen noch zu erstellenden
Anlagen.

Die gesetzlichen Voraussetzungen für den Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung liegen somit vor
(§§ 65 ff. FlurbG).

Die sofortige Vollziehbarkeit liegt im besonderen öffentlichenund überwiegenden Interesse der Be-
teiligten. Es entspricht dem Zweck der Flurbereinigung, den Übergang vom alten in den neuen Zu-
stand unverzüglich vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen gegeben sind. Im Hinblick auf die
künftige Bestellung liegt es im Interesse der Beteiligten, dass die betroffenen Grundstücke sofort in
Besitz und Nutzung genommen werden können und die bestehende Ungewissheit über den Eintritt
des neuen Zustandes entfällt. Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung wird auch gewähr-
leistet, dass die Einweisung in die neuen Flächen zu einem einheitlichen Termin erfolgt. Hierdurch
sollen landeskulturelle Nachteile, soweit möglich, vermieden werden.

Rechtsbehelfsbelehruna
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regionale
Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der Ge-
schäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, Widerspruch erhoben
werden.



Hinweise

1. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass Rechtsbehelfe, die ihrem Wesensgehalt nach die
Zweckmäßigkeit oder die mangelnde Wertgleichheit der Abfindung angreifen, nicht gegen die
vorläufige Besitzeinweisung gemäß § 65 FlurbG zu erheben sind, sondern in einem späteren
Zeitpunkt in dem besonderen Anhörungstermin zur Vorlage des Flurbereinigungsplanes vorzu-
bringen sind (§ 59 FlurbG).

2. Für alle Anträge auf Auszahlung der Betriebsprämien von flächenbezogenen Zahlungen sowie
von Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen müssen ab der Antragstellung 2025 die durch die
vorläufige Besitzeinweisung zugewiesenen Flächen in den jeweiligen Anträgen auf Agrarförde-
rung angegeben werden. Sofern Teilnehmer am Flurbereinigungsverfahren an Agrarumwelt-
maßnahmen teilnehmen, wird empfohlen, sich vor Antragstellung auf Agrarförderung mit der
zuständigen Bewilligungsstelle der Landwirtschaftskammer Niedersachsen in Verbindung zu
setzen.

3. Das Teilgebiet ist aus einer Gebietskarte zu ersehen, die bei der Gemeinde Westoverledingen
mit den Uberleitungsbestimmungen zur Einsichtnahme ausliegt.

4. Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung
auch im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik "Öffentliche Bekanntma-
chungen" eingestellt

Im Auftrage

(CasjeesTL)


